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Präambel: 

 
Der Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr verfolgt das 
Ziel, für die Bevölkerung ein bedarfsgerechtes, an marktwirt-
schaftlichen Grundsätzen ausgerichtetes und innerhalb des Ver-
bandsgebietes koordiniertes Leistungsangebot im Öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) sicherzustellen.  
 
Er wirkt darauf hin, dass die Verbandsmitglieder 
 

- die gemeinsame Wahrnehmung der Aufgaben unter-
stützen und die dazu gefassten Beschlüsse in ihrem ei-
genen Einflussbereich umsetzen und 
 

- unter Beachtung der regionalen Verkehrsbeziehungen 
den weiteren Ausbau eines einheitlichen Verkehrssys-
tems fördern. 

 

 

 
Der Zweckverband VRR, die Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR 
(VRR AöR) und der Nahverkehrs-Zweckverband Niederrhein 
(NVN) haben im Wege des öffentlich-rechtlichen Vertrages zur 
Umsetzung des ÖPNVG vom 20./22.06.2007 vereinbart, zur ge-
meinsamen Aufgabenwahrnehmung im Kooperationsraum A auf 
der Grundlage des § 5a ÖPNVG NRW eine gemeinsame rechts-
fähige Anstalt des öffentlichen Rechts (AöR) in der Weise zu bil-
den, dass der NVN sich neben dem ZV VRR als weiterer Ge-
währträger an der bestehenden Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 
AöR (VRR AöR) beteiligt.  
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Diese wird dadurch weiterentwickelt zu einer „Gemeinsamen An-
stalt öffentlichen Rechts“ gemäß § 5a ÖPNVG mit dem Namen 
„VRR AöR“. 
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1. Abschnitt: Allgemeine Regelungen 
 

 

  

 
§ 4 Grundsätze 
  

 

 
(1)  Der Zweckverband verfolgt in Anlehnung an § 2 Abs. 3 

ÖPNVG NRW das Ziel, eine angemessene Bedienung der 
Bevölkerung durch den ÖPNV zu gewährleisten. Die dazu 
notwendige Zusammenarbeit des Landes, des Zweckverban-
des, der Aufgabenträger, der Verbandsmitglieder und der 
Verkehrsunternehmen des ÖPNV in Verkehrsverbünden so-
wie die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung mit dem NVN 
ist mit dem Ziel weiterzuentwickeln, durch koordinierte Pla-
nung und Ausgestaltung des Leistungsangebotes, durch ein-
heitliche und nutzerfreundliche Tarife, durch eine koordinierte 
Fahrgastinformation unter Berücksichtigung von Menschen 
mit Hör- und Sehbehinderung sowie durch einheitliche Quali-
tätsstandards die Attraktivität des ÖPNV zu steigern.  

 

 

 
(2)  Die Durchführung des Verkehrs und damit die Übernahme ei-

ner unternehmerischen Tätigkeit als Personenbeförderungs-
unternehmen ist grundsätzlich nicht Aufgabe des Zweckver-
bandes. Sie obliegt den im Kooperationsraum tätigen Ver-
kehrsunternehmen. 

 

 
(2) Zur Vergabe von Verkehrsdienstleistungen auf der Grundlage 

von Inhouse-Geschäften gemäß § 108 GWB kann der Zweck-
verband selbst oder die VRR AöR eine Gesellschaft errichten 
oder sich an einer Gesellschaft beteiligen. 

 
Im Übrigen ist die Durchführung des Verkehrs und damit die 
Übernahme einer unternehmerischen Tätigkeit als Personen-
beförderungsunternehmen keine unmittelbare Aufgabe des 
Zweckverbandes. Sie obliegt den im Kooperationsraum täti-
gen Verkehrsunternehmen. 
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(3) Der Zweckverband und die Verbandsmitglieder als Gruppe 

von Behörden im Sinne von Art. 2 Buchstabe b) VO (EG) Nr. 
1370/2007 bieten integrierte öffentliche Personenverkehrs-
dienste gemäß Art. 2 Buchstabe m) VO (EG) Nr. 1370/2007 
an. 

 
Kreisangehörige Gemeinden gemäß § 3 Absatz 1 Sätze 1 
und 2 ÖPNVG NRW im VRR-Verbandsgebiet können der 
Gruppe von Behörden gemäß Satz 1 durch eine öffentlich-
rechtliche Vereinbarung beitreten. 

 

 

 
(4)  Im Falle der Durchführung wettbewerblicher Verfahren zur 

Vergabe von ÖSPV-Leistungen im Verbandsgebiet hat das 
Verbandsmitglied den Zweckverband zu beteiligen, insbeson-
dere im Hinblick auf die Beachtung der satzungs- und beihil-
ferechtlichen Vorschriften. 

 
Der Zweckverband und die am wettbewerblichen Verfahren 
beteiligten Verbandsmitglieder bzw. Aufgabenträger schlie-
ßen die erforderlichen Vereinbarungen ab. 

 

 

  

 
7. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 

 

  

 
§ 27 Inkrafttreten 
  

 

 
(1)  Diese Satzung trat mit Wirkung vom 01.08.2006 in Kraft.  
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(2)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 24.10.2007 zur Anpassung der Zweckverbandssat-
zung an das novellierte ÖPNVG traten zum 01.01.2008 in 
Kraft. 

 

 

 
(3)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 10.12.2008 traten zum 01.01.2009 in Kraft. 
 

 

 
(4)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 17.12.2009 traten zum 01.01.2010 in Kraft. 
 

 

 
(5)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 17.03.2011 treten zum 18.03.2011 in Kraft. 
 

 

 
(6)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 12.12.2012 treten zum 01.01.2013 in Kraft. 
 

 

 
(7)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 12.07.2013 treten zum 13.07.2013 in Kraft. 
 

 

 
(8)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 27.09.2013 treten zum 28.09.2013 in Kraft. 
 

 

 
(9)  Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 12.12.2014 treten zum 13.12.2014 in Kraft. 
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(10) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 30.03.2017 treten zum 01.05.2017 in Kraft. 
 

 

 
(11) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 07.12.2021 treten zum 01.01.2022 in Kraft. 
 

 

 
(12) Die Änderungen der Satzung gemäß Beschluss der Ver-

bandsversammlung vom 23.03.2022 treten mit dem Tage 
nach der Bekanntmachung durch die Kommunalaufsicht in 
Kraft. 
 

 

 
(13) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 13.06.2022 treten zum 01.08.2022 in Kraft. 
 

 

  
(14) Die Änderungen gemäß Beschluss der Verbandsversamm-

lung vom 06.12.2023 treten zum 01.02.2024 in Kraft. 
 

  

 


